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Zur Frage nach den geſetzlichen Grundlagen des Be- 
griffes Ehrenkränkung nach § 1339 a. b. G. B. 


Eine hiſtoriſch-kritiſche Unterſuchung von Wenzel Trümmel, k. k. Polizei⸗ 
commiſſär in Prag. 


Fortſetzung.) 


Was nun die Gründe anbelangt, womit die richterliche Seutenz 
motivirt wird, ſpeciell die Auwendung des $ 1339 a. b. G. B. auf 
den diesfalls zur Entſcheidung kommenden Straffall, jo will ich beiſpiels— 
weiſe die Gründe des Judicates anführen, welche in der vorerwähnten 
Peitler'ſchen Sammlung, S. 185 unter Nr. 198, veröffentlicht wurden, 


wobei ich bemerken muß, daß ſich in der beſagten Sammlung ſonſt 


keine andere, mit Gründen verſehene oberſtgerichtliche Entſcheidung findet, 
die dieſen Gegenſtand betreffen würde. Doch muß ich annehmen, daß 
die dort citirten und auch ſonſt in dieſer Sache gefällten Entſcheidungen 
auf denſelben Gründen beruhen, inſofern fie die etwa in Zweifel 
gezogene Anwendbarkeit des 8 1339 a. b. G. B., reſp. die Frage 
nach dem legalen Beſtande des Begriffes einer beſonderen Polizei⸗ 
übertretung der Ehrenkränkung betreffen. 

Der sub Nr. 198 publicirten Entſcheidung des k. k. Gerichts⸗ 
und Caſſationshofes vom 3. Juni 1852 liegt die Sentenz zu Grunde, 
„daß die unbefugte Einſchränkung der perſönlichen Freiheit, ſofern 


des St. (h., 
Handlungsweiſe 


ſehen werden kann, ſondern nur nach $ 1339 des a. b. G. B. zu 
ahnden kommt, da ſie als eigene ſchwere Polizeiübertretung im Geſetze 
nicht bezeichnet iſt, fo muß der Abſatz VII des Kundmachungspatentes 
zum Strafgeſetzbuche und das Hofkanzleidecret vom 30. September 
1806, J. G. S. Nr. 787, in Anwendung kommen. Wäre nun die 
eigenmächtige Detention des Martin 3., die ſich U. zu Schulden 
kommen ließ, von einem Beamten oder öffentlichen Diener ge— 
ſchehen, ſo würde ſie als Anmaßung der öffentlichen Gewalt, als 
Uebertretung der Pflichten eines öffentlichen Amtes nach § 86 
St. G., II. Thl. (S 331 St. G. ex 1852) ... zu beſtrafen ſein. Dem 
Angeklagten fehlte die Eigenſchaft eines öffentlichen Beamten oder 
Dieners; er konnte daher, da der $ 78 St. G., 1. Thl. ($ 93 St. G. 
ex 1852) auf ihn nicht anwendbar gehalten wurde, unter den § 86 
II. Thl. (S 331) nicht ſubſumirt werden. Daß ſeine 
aber auch keine widerrechtliche Kränkung der Freiheit 
des Z. geweſen ſei, vermag der Angeklagte, der den vom Landesgerichte 
für wahr angenommenen Thatbeſtand nicht beſtreitet und mit Erfolg 
anch nicht beſtreiten könnte, dem $ 1339 a. b. G. B. und dem Ab— 
ſatze I des Kundmachungspateutes zum Strafgeſetzbuche entgegen, ſelbſt 
nicht zu behaupteu, und noch weniger nachzuweiſen, indem er nur zu 
behaupten verſucht, daß für ſeine widerrechtliche Handlung keine 
Strafſanction beſtehe, und daß dieſelbe aus dieſem Grunde nicht 
ſtrafbar ſei. Das iſt aber nicht richtig; denn das Hofdeeret vom 
30. September 1806, 3. 787, beſtimmt, daß eine verbotene 
Handlung, welche wegen Mangels eines Merkmales keine ſchwere 
Polizeiübertretung iſt, als eine einfache Uebertretung, als Vergehen mit 
jener Strafe als Maximum anzuſehen ſei, welche das Minimum ſein 
würde, wenn dieſelbe Handlung durch Hinzutritt des mangelnden Merk— 
males als ſchwere Polizeiübertretung zu beſtrafen wäre. Wäre nun der 
Angeklagte ein öffentlicher Diener geweſen, fo wäre er mindeſtens nach 
§ 86 St. G., II. Thl. behandelt worden. Auch der Angeklagte hat ſich 
einer öffentlichen Gewalt durch unbefugte Kränkung der Freiheit des 
3., wenu auch ohne Verletzung ſeiner körperlichen Sicherheit, angemaßt, 
er unterliegt alſo der Beſtrafung nach $ 86 des St. G., II. Thl. in 
der Art, daß Arreſt von 3 Tagen das Strafmaximum iſt.“ 

Nach der Rechtsanſchauung des oberſten Gerichtshofes, und das 
iſt durchwegs auch die Anficht der Praxis, enthält alſo der § 1339 
a. b. G. B. eine objective Norm ſtrafrechtlichen Inhaltes, 
die Norm nämlich, daß auch ſolche a) körperliche Verletzungen, b) wider⸗ 
rechtliche Kränkungen der Freiheit und e) Ehrenbeleidigungen, welche 
weder zur Claſſe der Verbrechen noch zur Claſſe der ſchweren Polizei⸗ 
übertretungen gehören, verboten und daher ſtraf bar ſind, und zwar 


als „Vergehungen“, d. i, als einfache oder Polizeiübertretungen. Weiters 
wird behauptet, daß die Strafſanction auf ſolche widerrechtliche Hand⸗ 
lungen durch das Hofdecret vom 30. September 1806, Z. 787, 
ausgeſprochen wurde. 

Was nun dieſes vielfach angerufene Hofdecret betrifft, jo iſt aller— 
dings richtig, daß dasſelbe eine allgemeine Strafnorm für das Polizei 
verfahren bildete und auf derſelben Grundlage beruht, wie die jetzt 
geltende Polizeiſtrafnorm, welche durch die Miniſterialverordnung vom 
30. September 1857, R. G. Bl. Nr. 198, geſchaffen wurde, durch 
welche jenes Hofdecret außer Wirkſamkeit trat. Allein die Anwendung 
des Hofdecretes vom 30. September 1806 hat gleich wie die Anwen- 
dung der an Stelle desſelben getretenen Miniſterialverordnung vom 
30. September 1857 zur unbedingten Vorausſetzung, daß die fragliche 
Handlung oder Unterlaſſung, welche mit der Strafſanction des Hof— 
decretes getroffen werden ſoll, durch irgend ein beſtimmtes Geſetz oder 
eine Verordnung für ſtrafbar oder ungeſetzlich, kurz als verboten 
erklärt wurde. Dies wird nun allgemein anerkannt und in dieſem 
Sinne auch die erwähnte Miniſterialverordnung vom 30. September 
1857, R. G. Bl. Nr. 198, interpretirt. Anders liegt die Frage hin— 
ſichtlich der Tragweite und der wahren Bedeutung der Anordnung des 
§ 1339 a. b. G. B. Daß dieſelbe im Sinne der citirten oberſtgericht— 
lichen Entſcheidung aufzufaſſen, derſelben der Charakter einer conſtitu— 
tiven Norm beizulegen wäre, muß mit Rückſicht auf deren Einreihung 
in das bürgerliche Geſetzbuch, das feinem Zwecke nach lediglich die 
Rechtsverhältniſſe der Einzelnen untereinander regeln ſoll (§ 1 a. b. G. B.), 
mit Rückſicht auf den klaren Wortlaut und mit Rückſicht auf die Geneſis 
jener Anordnung entſchieden beſtritten werden. Hierüber werde ich mich 
übrigens noch näher auslaſſen, bis ich auf die Geſchichte der Entſtehung 
des § 1339 a. b. G. B. zu Sprechen komme. ®) 

Nun ſollen noch in Kürze die von den angerufenen Schriftſtellern 
ausgeſprochenen Anſichten kritiſch unterſucht und beleuchtet werden. Die— 
felben culminiren in dem Ausſpruche, daß Privatinjurien, die ſich nicht als 
Verbrechen oder ſchwere Polizeiübertretung qualificiren, als ein Polizei— 
vergehen nach den beſonderen darüber beſtehenden Vorſchriften zu be— 
handeln ſind. Auch berufen ſich hierbei Zeiller und v. Barth auf einen 
Ausſpruch der Strafgeſetzgebungs-Hofcommiſſion vom 21. Jänner 1805, 
welcher in Form einer Erläuterung (offenbar des Strafgeſetzbuches ex 1803) 
erfloſſen iſt. Daraus folgt nun, daß gewiſſe Privatinjurien ſchon vor 
dem Beſtande des bürgerlichen Geſetzbuches als Polizeivergehen erklärt 
und geahndet wurden, ſo daß es zur Begründung der Strafcompetenz 
der politiſchen Behörden der Anordnung des § 1339 nicht bedurfte. 

Hier muß auf die Quellen unſeres jetzt in Geltung ſtehenden 
Civil- und Strafrechtes, jo weit es nothwendig erſcheint, zurückgegangen 
und die hiſtoriſche Entwicklung der einſchlägigen civil- und ſtrafrechtlichen 
Beſtimmungen kurz dargeſtellt werden. 

Durch die Arbeiten neuerer öſterreichiſcher Rechtshiſtoriker und 
Dogmatiker [Harras v. Harraſowsky, Geſch. der Eodif. des öſterr. 
Civilrechtes, Wien 1868, deſſen „Codex Theresianus und ſeine 
Umarbeitungen“, 3 Bde., Wien 1883 — 1884, Pfaff und Hofmann, 
Comment. und des Erſteren Excurſe ꝛc.) iſt hinlänglich nachgewieſen 


Auch die Anordnung des § 19 a. b. G. B. wurde bis in die letzte 
Zeit in dem Sinne interpretirt und gehandhabt, als ob ſie eine Norm ſtrafrecht⸗ 
lichen Inhaltes wäre und man ſprach ſtets von einer beſonderen Polizei⸗ 
übertretung der eigenmächtigen Selbſthilfe, die von den diverſen 
Behörden (politiſchen, Polizei- und Gerichtsbehörden, von den letzteren in den 
Jahren 1850 — 1852 auf Grund der Strafproceßordnung vom 17. Jänner 1850 
und des Art. V des Competenzgeſetzes vom 27. Mai 1852) mit mitunter ziemlich 
enpfindfichen Arreſtſtrafen geahndet wurde. Vergl. die oberſtger. Entſch. in 
Peitler's Sammlung (Nr. 181186: 226, 316), dann praktiſche Fälle in der 
„Oeſterr. Zeitſchr. f. Verw.“ 1868 (Nr. 5), 1870 (Nr. 2 und 35), 1871 (Nr. 5). 
Ebendort (1872, Nr. 36) eine Abhandlung hierüber. Ferner Lienbacher, Samm⸗ 
lung oberſtbeh. Entſcheidungen in Polizeiſtrafſachen, Nr. 79, 104, 134, 178, 180 
und desſelben „Oeffentl. Sicherh.“, J. 1872 (Nr. 8), 1874 (Nr. 8) u. a. — 
Wie mau nun gegenwärtig über die Strafbarkeit der angeblichen Polizeiüber⸗ 
tretung denkt, iſt bekannt, und ich verweiſe hier nur auf die Entſcheidung des 
k. k. Staatsminiſteriums vom 1. Juli 1862, 3. 8051 (bei Lienbacher, Samm⸗ 
lung Nr. 180), wo zuerſt indirect ausgeſprochen erſcheint, daß die Selbſthilfe im 
Sinne des § 19 a. b. G. B. als eine Poltzeiübertretung nicht anzusehen und 
nicht geſtraft werden könne. Im gleichen Sinne, aber nicht ſo entſchieden, äußert 
ſich der Erlaß des k. k. Miniſteriums des Innern vom 22. Mai 1872, 3. 6533 
M. J., bei deſſen Intimirung an die Unterbehörden letzteren zur Belehrung und 
Darnachrichtung bedeutet wurde, daß in Hinkunft die eigenmächtige Selbſthilfe 
nur dann poltzeilich zu ahnden ſein wird, wenn zugleich dadurch die öffent⸗ 
liche Ruhe und Ordnung geſtört worden wäre, wobei allerdings nicht die 
Selbſthilfe als ſolche der polizeilichen Ahndung unterzogen wird. 
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worden, welchen Einfluß die früheren Rechtsquellen, die alten heimatlichen 
Rechte, auf die Codificirung unſeres gegenwärtig in Geltung beſtehenden 
Civilrechtes geübt haben. Von beſonderem Einfluſſe waren aber das 
böhmiſche Recht (die Landesordnungen und Stadtrechte in den Kron— 
läudern Böhmens) und die Rechte der öſterreichiſchen Ländergruppe 
(vorzüglich jene von Niederöſterreich). 

In Böhmen galten die Beſtimmungen der Ferdinandeiſchen 
Landesordnung (V. Abſ. 1— 15) und der Stadtrechte (ex 1579) 
G. XII XXXVVI, dann . I-XII. In Niederöſterreich enthielt 
die hierauf bezüglichen Beſtimmungen der ſog. tractatus de juribus 
incorporalibus (tit. 18). Beide Rechtsquellen behandeln die hier in 
Rede ſtehende Materie ziemlich gleichmäßig. Man unterſchied nämlich 
zwiſchen „Ehrenhändelu“ oder „Ehrenantaſtungen“ und „Schmähungen“. 
Die letzteren berechtigten den Beleidigten, auf eine Strafe von 50) Schock 
und auf Erſatz von Koſten und Schäden zu klagen. Die Ehrenhändel 
ließen den Beweis der Wahrheit zu; mißlang derſelbe, fo wurde der 
Beleidiger zur Abbitte und Arreſtſtrafe von 14 Tagen verurtheilt. 
Wegen Ehrenbeleidigungen fand ein doppeltes Verfahren ſtatt: mittelſt 
Civil⸗ und mittelſt Strafklage. Erſtere ging vornehmlich auf Leiſtung 
des „Abtrages“, „Erſatz für die zugefügte Schmach“ (Privatgenug— 
thuung), letztere hatte die Beſtrafung des Injurialen von Amtswegen 
zum Zwecke. Für Ehrenantaſtung wird nach den böhmiſchen Stadtrechten 
(Q. XI) angeſehen, „wenn Jemand einer wohl verhaltenen Perſon 
an Ehren und guten Namen widerrechtlich ſchadet“ (widerrechtlich — bös— 
willig a contrario ſcherzweiſe). Als „Schmähung“ werden alle Worte 
gehalten, „mit welchen einer dem anderen oder ſeine verſtorbene Eltern 
verachtet“ (R. I), und zwar „zur Verkleinerung eines anderen“ (R. II 
und Q. 12). Nach dem tract. de iur. inc. (tit. 18 8 1) iſt für eine 
Injurie zu halten, „wenn einer an ſeinem wohlhergebrachten Namen, 
Stand und guten Leumund von einem anderen mündlich oder ſchriftlich 
angetaſtet, verkleinert, oder mit Schlägen angegriffen und verſchimpffet 
wird.“ In Ermangelung von Zeugen konnte nach dem böhmiſchen Rechte 
der Beleidigte den Beleidiger zur ſchriftlichen Erklärung auffordern, 
ob er eine ihm zugeſchriebene beleidigende Aeußerung gemacht habe. 
(Stadt R. Q. 24, 25, Landesordnung B. 12, E. 16, V. 5, 6, 8, 
9, 12.) 

Dieſe in den Länderſtatuten enthaltenen Beſtimmungen über 
Injurienſachen ließ ſowohl das Strafgeſetz vom 13. Jänner 1787, als 
auch jenes vom 17. Juni 1796 (für Weſtgalizien erlaſſen) und auch 
das allgemeine Strafgeſetz vom 3. September 1803 gänzlich unberührt 
und blieben daher jene Beſtimmungen in voller Geltung. Arg. 8 1 
St. G. ex 1787, TI. Theil. („Die in dieſem Geſetze nicht ausdrücklich 
genannten Handlungen gehören unter die politiſchen Verbrechen nicht. 
Dennoch werden auch die übrigen geſetzwidrigen Handlungen 
von der öffentlichen Aufſicht nicht unbeachtet, noch bei ihrer Entdeckung 
ſtraflos bleiben, ſondern nach den hierüber beſtehenden beſonderen 
Verordnungen behandelt.“) § 5 Weſtgaliz. Strafgeſetz ex 1796. 
(„Andere Uebertretungen ſollen darnach, als ſie gegen Polizeiver— 
ordnungen, Gefällseinrichtungen oder bürgerliche Geſetze verſtoßen, nach 
den darüber vorhandenen eigenen Vorſchriften von den dazu beſtimmten 
Behörden abgehandelt werden.“) Abſ. VII des Kundmachungspatentes 
zum Strafgeſetzbuche ex 1803. („Die Behandlung und Beſtrafung 
anderer Uebertretungen bleibt den dazu beſtimmten Behörden nach den 
darüber beſtehenden Vorſchriften vorbehalten.“) 

Die zur Verhandlung von dergleichen Injurienfällen berufenen 
Behörden waren nach der damaligen Organiſation (Hofdecret vom 
21. Auguſt 1788, J. G. S. Nr. 879) die Wirthſchaftsämter 
(Grundobrigkeit), welche nach Vorſchrift des 8 15 der allg. Ger Ord. 
vom 1. Mai 1781 mündlich zu verfahren hatten. Was ſpeciell das 
Königreich Böhmen anbelangt, ſo galten die in der Landesordnung und 
Stadtrechten enthaltenen materiell⸗rechtlichen Beſtimmungen über In⸗ 
jurienhändel unbeſchränkt fort, ſoweit ſie Adelige und Bürger betrafen; 
allein bezüglich der Unterthanen war durch die Hofdecrete vom 
4. Jänner 1793, J. G. S. Nr. 80, und vom 3. April 1794, 
J. G. S. Nr. 167, eine Aenderung eingetreten, indem das bisher übliche 
Verfahren, woruach die Ortsgerichte auch in Injurienſachen wider Unter⸗ 
thanen nach Maß der Stadtrechte R 5, 8 1 auf eine Strafe von 
10 Schock Groſchen erkannten, für „Unſug“ erklärt und deſſen all⸗ 
gemeine Abſtellung mit der Motivirung angeordnet wurde, daß über 
die Privatgenugthuungs und Entſchädigungsrechte nach Vorſchrift der 
Gerichtsordnung zu entſcheiden, ob der Beſtrafung aber, die ohne— 


hin keinen Gegenſtand des richterlichen Amtes, ſondern 
der politiſchen Obrigkeit ausmacht, ſich die Normalien gegenwärtig 
zu halten ſind (nämlich das Uuẽterthauspakent vom 1. September 1781, 
J. G. S. Nr. 24, und Inſtruction für Kreisämter vom 21. Jänuer 
1783), wornach wider das Landvolk keine Geldſtrafe ſtattfinden kann. 

Solche politiſche Obrigkeiten, denen aber vermöge Hofdecret vom 
21. Auguſt 1788 (J. G. S. Nr. 879) auch gewiſſe Juſtizgeſchäfte, 
darunter Injurienhändel, zugewieſen wurden, bildeten die Ortsgerichte 
und Magiſtrate, in höherer Inſtanz die Landesxregierungen und in höchſter 
Inſtanz die vereinigte Hofkanzlei („oberſte Hoſſtelle“). 

In den Hauptſtädten beſtanden zwar bereits Polizeidirectionen, 
allein in Injurienhändeln beſaßen dieſelben keine Jurisdiction. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Die Grundlaſten-Ablöſungscommiſſion hat über Eigenthums⸗ 

anſprüche nur dann zu entſcheiden, wenn dieſelben vor derſelben als 

Einwendung geltend gemacht werden. (Kaiſ. Patent vom 5. Juli 
1853, N. G. Bl. Nr. 130, $$ 2 b, 3%.) 

Das Aerar brachte gegen die Hundsalp-Intereſſenten B. und 
Genoſſen die Klage mit dem Begehren ein, dieſelben ſeien ſchuldig, die 
Forſte X. und Y. als Eigenthum des Aerars anzuerkennen. 

In erſter Inſtanz wurde mit Urtheil des Bezirksgerichtes Kuſſtein 
vom 31. December 1880, 3. 2754, dem Klagebegehren ſtattgegeben, 
worüber die Geklagten die Appellation ergriffen. 

Mit Rückſicht darauf, daß die Rechte, auf deren Ausübung in den 
betreffenden Forſten ſich die Geklagten zur Darthuung ihres Eigenthums— 
rechtes im Rechtsſtreite bezogen hatten, von der Klägerin als Servituts⸗ 
rechte bezeichnet wurden, hob das Obergericht mit Decret vom 15. Sep- 
tember 1881, 3. 5223, obwohl die Unzuſtändigkeit des Gerichtes 
von den Geklagten nicht behauptet worden war, das Urtheil der erſten 
Inſtanz ſammt deren vorausgegangenen Verfahren mit Bezugnahme auf 
den § 48, Abſ. 2 der Jurisdickionsnorm vom 20. November 1851, 


R. G. Bl. Nr. 251, von Amtswegen auf, weil die Holzbezugs- und 


Weiderechte der Hundsalp-Intereſſenten in den betreffenden Forſten vom 


Forſtärar bereits im Jahre 1856 bei der Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und 


Regulirungs-Landescommiſſion angemeldet, wenn auch nicht in Verhandlung 
genommen worden ſind, weil in Gemäßheit des Edictes dieſer Commiſſion 
vom 6. September 1855 gerichtliche Klagen auf die Behauptung oder 
gegen die Anmaßung eines Rechtes, ſowie wegen der im § 7 des kaiſ. 
Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, bezeichneten Punkte 
bezüglich der von Amtswegen abzulöſenden oder zu regulirenden Rechte 
von der Kundmachung dieſes Edietes an nicht mehr anhängig gemacht 
werden dürfen, weil zuſolge der Verordnung vom 5. März 1861 (tirol. 
Landesgeſetzblatt Nr 21) die Grundlaſten-Ablöſungs- und Regulirungs⸗ 
Landescommiſſion Schon gemäß § 7, lit. b des obigen Patentes berechtigt 


iſt, in allen jenen Fällen, welche nach $ 1 des Patentes vor ihr Forum 


gehören, das zu Grunde liegende Rechtsverhältniß im vollen Umfange, 
ſomit auch bezüglich jener Einwendungen zu entſcheiden, welche ſich auf 
das Eigenthumsrecht des belaſteten Grundes beziehen, und weil ſomit 


die Competenz der Servituten-Organe zur Entſcheidung des vorliegenden 
und die Vorſchriften über die Geheimhaltung der Privilegien eine 


Rechtsſtreites begründet iſt. * 
Der k. k. oberſte Gerichtshof hob auf den Reviſionsrecurs der 


Klägerin die Entſcheidung des Obergerichtes mit Entſcheidung vom 


23. Mai 1882, 3. 5578, auf und trug demſelben die Entſcheidung 
in der Sache auf „in der Erwägung, daß im vorliegenden Falle nur 
das Eigenthumsrecht auf die Forſte X. und Y., nicht aber ein der 
Amtshandlung nach dem kaiſ. Patente vom 5. Juli 1853 unterliegendes 
Recht den Gegenſtand der Klage und Streitführung bildet und keine 


geſetzliche Beſtimmung beſteht, welche den Anſpruch über dieſes Eigen⸗ 
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thumsrecht dem grundſätzlich hiezu competenten Civilrichter entzöge; in 


Erwägung, daß, wenn der $ 7, lit. b in Verbindung mit 8 34 dieſes 
Patentes den Grundlaſten-Ablöſungs⸗ und Regulirungsbehörden auch 
die Erhebung und Entſcheidung über das Rechtsverhältniß zuweiſt, dieſe 
Beſtimmung zunächſt ſich auf ſolche Rechte bezieht, welche den Gegen⸗ 
ſtand dieſes kaiſ. Patentes bilden; in Erwägung, daß die Berechtigung 
der oberwähnten Behörden zur Entſcheidung der Eigenthumsfrage aus 
der obeitirten Beſtimmung nur für den Fall hergeleitet werden kaun, 


wenn die Entſcheidung über den Beſtand eines Servitutsrechtes durch 


die Entſcheidung über die Eigenthumsfrage ſelbſt bedingt iſt, ſomit bei 
der mit den Parteien bereits gepflogenen Servitutenverhandlung der 
Eigenthumsanſpruch als Einwendung geltend gemacht wird; in Erwä— 
gung, daß eben deshalb durch die Verordnung vom 5. März 1861, 
tirol. L. G. Bl. Nr. 21, erklärt wurde, daß die Grundlaſten-Ablöſungs⸗ 
und Regulirungsorgane in allen jenen Fällen, welche nach § 1 des 
genannten kaiſ. Patentes vor ihr Forum gehören, über das zu Grunde 
liegende Rechtsverhältniß im vollen Umfange, ſomit auch bezüglich jener 
Einwendungen zu entſcheiden haben, welche ſich auf das Eigenthums⸗ 
recht des belaſteten Grundes beziehen; in Erwägung, daß, wenn auch 
das Forſtärar bereits im Jahre 1856 Anmeldungen eingebracht hat, 
welche Servitutsrechte der Hundsalp-⸗Intereſſenten auf die den gegen- 
wärtigen Streitgegeuſtand bildenden Forſte betreffe, dennoch eine Ver⸗ 
handlung hierüber von Seite der Grundlaſten-Ablöſungs- und Regulirungs⸗ 
behörden bisher nicht gepflogen wurde und daher die Hundsalp-Juter⸗ 
eſſenten nicht einmal in die Lage kommen, die Eigenthumseinwendung 
vor dieſer Behörde zu erheben; und in Erwägung, daß mithin jeder 
geſetzliche Anhaltspunkt mangelt, um den unabhängig von jedem Servituts⸗ 
verhältniſſe abhängig gemachten Eigenthumsſtreit der Entſcheidung des 
Civilrichters zu entziehen,“ Ger. Ztg. 


Auch wenn der Privilegiumsinhaber eine Abſchrift der geheim zu 

haltenden Privilegiumsbeſchreibung im Streite wegen Verletzung 

des Privilegiums gelegt hat, kann dem Gegner eine Abſchrift hie⸗ 
von nicht ertheilt werden. (§ 32 Priv. Gef.) 

In der Rechtsſache des A. gegen B. wegen Privilegiumseingriffes 
rückſichtlich des ihm, A., ertheilten Privilegiums zur Verfertigung von 
Maſchinentreibriemen brachte B. ein Geſuch um Ertheilung einer Ab— 
ſchrift der Privilegiumsbeſchreibung ein, welchem in erſter Inſtanz mit 
Decret des k. k. Landesgerichtes Brünn vom 13. Juli 1880, Z. 7242, 
ſtattgegeben wurde, nachdem die Privilegiumsbeſchreibung, auf welche ſich 
A. zur Conſtatirung einer Privilegiumsverletzung von Seite des B. 
beruft, und welche dem Protokolle vom 9. Juli 1880 in einer von 
B. als richtig anerkannten Abſchrift beiliegt, als eine von dem Beweis- 
werber, A., zur Erhärtung der angeblichen Privilegiumsverletzung gegen 
den B. gelegte Urkunde ein instrumentum commune geworden iſt, 
auf deſſen Inhalt ſich auch der Gegner, B., zu ſeiner Vertheidigung 
berufen kann, nachdem ſomit die Geheimhaltung der Privilegiums— 
beſchreibung dem B. gegenüber um ſo weniger mehr am Platze ſein kann, 
als derſelbe bereits bei der Tagfahrt vom 9. Juli 1880 von deren 
Inhalt mit Einverſtändniß des A. Einſicht genommen hat. 

Das Oberlandesgericht Brünn wies auf deu Recurs des A. das 
Geſuch des B. mit Decret vom 3. Auguſt 1880, 3. 8616, ab „in 
der Erwägung, daß es ſich vorliegend um den Eingriff in ein Privi— 
legium handelt, um deſſen Geheimhaltung angeſucht wurde, und der 
Privilegiumsinhaber dadurch, daß er bei der Verhandlung vom 9. Juli 
1880 eine Abſchrift der Privilegiumsbeſchreibung eingelegt hat, noch 
keineswegs die Publicirung derſelben bewilligte; in der Erwägung, daß 
in Privilegienſtreitigkeiten die Vorſchriften über das ſummariſche Ver— 
fahren vom 24. October 1845, J. G. S. Nr. 906, blos in Bezug 
auf die formelle Proceßverhandlung Geltung haben, dagegen die ſonſtigen 
Vorſchriften desſelben, inſoweit ſie die Rechte der Parteien betreffen, 
durch den officioſen Charakter des Verfahrens in Privilegienſtreitigkeiten 


Aenderung erleiden; in Erwägung, daß der § 32 des Privilegien⸗ 
geſetzes vom 15. Auguſt 1852, R. G. Bl. Nr. 184, den Parteien bei 
geheim gehaltenen Privilegien keineswegs das Recht der Einſichtnahme 
in die Regiſter und der Abſchriftsnahme der Urkunden einräumt, und 
daß nach § 6 des Miniſterialerlaſſes vom 5. October 1852 ſelbſt im 
Civilproceſſe das Recht der Einſicht in die Privilegiumsbeſchreibung 
nicht den Parteien, ſondern nur dem Gerichte, und auch dieſem nur 
inſoweit zuſteht, als dieſelbe der Proceßentſcheidung nothwendig zu 
Grunde gelegt werden muß.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 
14. September 1880, 3. 10.620, auf den Reviſionsrecurs des B. 
die Entſcheidung der zweiten Inſtanz aus deren Gründen, „zumal Re⸗ 
current in ſeinem Geſuche als Zweck der begehrten Mittheilung einer 
Abſchrift der Privilegiumsbeſchreibung des A. die beabſichtigte Annullirung 
des Privilegiums des letzteren durch das Handelsminiſterium, nicht ſeine 
Rechtsvertheidigung, angegeben hat, und dieſe letztere durch die dem 
Recurrenten geſtattete Acteneinſicht gewahrt iſt“ Ger.⸗Ztg. 


Geletze und Berordnungen. 
1884. II. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 


VII. Stück. Ausgeg. am 7. Juli. — 11. Kundmachung der k. k. Landes⸗ 
regierung für Krain vom 30. April 1884, Z. 1041 Präſ., womit eine neue 
Wahlordnung für die Handels- und Gewerbefanmer in Laibach veröffentlicht wird. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 30. September. — 12. Kundmachung des k. fe 
Landespräſidenten in Krain vom 23. Mai 1884, 8. 1314, Präſ., betreffend einige 
Aenderungen in den beſtehenden Hof-Normatagen. — 13. Geſetz vom 31. Juli 
1884, mit welchem den Bezirksſtraßenausſchüſſen von Loitſch, Laas und Reifnitz 
das Recht ertheilt wird, auf der Straße, welche von Rakek über Bloskapoliza, von hier 
einerſeits über Neudorf durch das Reifnitzer Thal und andererſeits über Laas nach 
Babenfeld bis an die eroatifche Grenze führt, Mauthgebühren einzuheben. — 
14. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten für Krain vom 26. Mai 1884, 
3. 1208 Präs., betreffend einige Aenderungen in der Kategoriſirung mehrerer 
öffentlicher Straßen. — 15. Kundmachung des k. k. Landespräſidenten in Krain 
vom 31. Juli 1884, Z. 1896 Präf., enthaltend die Durchführungsvorſchrift zur 
Uebergabe des Vermögens der Pfarr-Armeniuſtitute in die Verwaltung der 
Gemeinden. 

IX. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 16. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung für Krain vom 8. December 1884, 3. 11.243, betreffend die 
Feſtſtellung der Militär⸗Durchzugsgebühr in Krain für die Zeit vom 1. Jänner 
bis Ende December 1285. — 17. Geſetz vom 20. December 1884, wirkſam für 
das Herzogthum Krain, betreffend die Beitragsleiſtung der Feuerverſicherungs⸗ 
geſellſchaften und Vereine zu den Koſten der Feuerwehren und zur Unterſtützung 
verunglückter Feuerwehrmänner. 


Semeſter. 


Geſetz- und; Verordnungsblatt für das öſterreichiſch⸗illvriſche 


Küſtenland. 

X. Stück. Ausgeg. am 3. Juli. — 16. Kundmachung der k. k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 22. Mai 1884, womit die neue Wahlorduung für 
die Handels- und Gewerbekammer in Görz publicirt wird. — 17. Kundmachung 
der k. k. küſtenländiſchen Statthalterei vom 22. Mai 1884, womit die neue Wahl⸗ 
ordnung für die Handels- und Gewerbefanmer in Rovigno publicirt wird. 

XI. Stück. Ausgeg. am 5. Juli. 18. Geſetz vom 3. Juni 1884, giliig 
für die gefürſtete Grafſchaft Görz und Gradisca, betreffend die Claſſificirung 
einiger Straßen. 

XII. Stück. Ausgeg. am 4. Auguſt. — 19. Geſetz vom 21. Juni 1884 
über die Vertheilung der Gemeindegründe der Fractionen Tabor, Vas und 
Miklavi der Gemeinde Reifenberg. 20. Geſetz vom 21. Juni 1884 über die 
Vertheilung der Gemeindegründe der Fractionen Korb, Britof und Mantelov:e 
der Gemeinde Reifenberg. 

XIII. Stück. Ausgeg. an 11. Auguſt. — 21. Geſetz vom 21. Juni 1884 
über die Vertheilung der der Fraction Oſſek der Steuergemeinde Schönpaß 
gehörigen, in den Steuergemeinden Schönpaß und Cernizza gelegenen Gemeinde 
gründe. — 22. Geſetz vom 10. Juli 1884 über die Vertheilung der Gemeinde⸗ 
gründe von St. Thomas. 

XIV. Stück. Ausgeg, am 16. Auguſt. 23. Geſetz vom 18. Juli 1884, 
betreffend die Vertheilung der Gemeindegründe von Pliskovizza und der Fraction 
Koſovelje. — 24. Geſetz vom 18. Juli 1884 über die Vertheilung der Gemeinde⸗ 
gründe von Breſtovica und Klanc. 

XV. Stück. Ausgeg. am 2. September. — 25. Geſetz vom 26. Juli 1884, 
betreffend die Vertheilung der Gemeindegründe von Woltſchach. — 26. Geſetz von 
26. Juli 1884, betreffend die Vertheilung der Gemeindegründe von Kozars' a. 
27. Geſetz vom 26. Juli 1884, betreffend die Vertheilung der Gemeindegründe 
von Cigino. 

XVI. Stück. Ausgeg am 7. October. — 28. Kundmachung der k k. küſten⸗ 
ländiſchen Statthalterei vom 2. Auguſt 1884, womit die nachſtehende Bergführer⸗ 
Ordnung für das Küſteuland eingeführt wird. — 29. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei in Trieſt vom 13. September 1884, betreffend die 
Reiſegebühren und Zehrgelder der k. k. Forſtwarte der politiſchen Verwaltung bei 
Dienſtreiſen im Intereſſe der Parteien. — 30. Kundmachung der k. k. Poſt⸗ und 
Telegraphendirection für das Küſtenlaud und Krain in Trieſt vom 28. September 
1884, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes vom 1. October 1584 bis Ende 
März 1885. 

XVII. Stück. Wusgeg. am 29. October. — 31. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 29. September 1884, bezüglich der Erhöhung 
des Limitoſalzquantums zum Hausgebrauche für die Bewohner Iſtriens auf 
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Grundlage der Volkszählung vom Jahre 1880. 32. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 7. October 1884, betreffend die Landesumlagen 
für den Grundentlaſtungs⸗ und Landesfond der Markgrafſchaft Iſtrien pro 1885. 
— 33. Geſetz vom 27. Auguſt 1884, betreffend die Einſetzung einer Sanitats⸗ 
commiſſion in der Stadt Pola. 

XVIII. Stück. Ausgeg. am 31. Oetober. — 34. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei in Trieſt vom 24. October 1884, betreffend Fort⸗ 
dauer der in Pogled beſtehenden Wegmauth. 

XIX. Stück. Ausgeg. am 12. November. — 35. Baugeſetz vom 24. Sep⸗ 
tember 1884, giltig für die reichsunmittelbare Stadt Trieſt. 

XX. Stück. Ausgeg. am 14. November. — 36. Geſetz vom 8. September 
1884, betreffend die Errichtung von Bezirksgenoſſenſchaften der Landwirthe und 
eines Landesculturrathes in der Markgrafſchaft Iſtrien. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 10. December. — 37. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 5. December 1884, betreffend die Vergütung 
der Mittagskoſt für die auf dem Marſchdurchzuge befindliche Militärmannſchaft 
im Jahre 1885. 

XXII. Stück. Ausgeg. am 23. December. — 38. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei in Trieſt vom 17. December 1884, 3. 18.028, 
betreffend die Wiedereinführung der Privatwegmauth an der ſogenannten Valloner 
Concurrenzſtraße. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 31. December. 39. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei vom 28. December 1884, betreffend die Landes- 
umlagen für den Grundentlaſtungs- und Landesfond der gefürſteten Grafſchaft 
Görz und Gradisca pro 1885. 


Perſonalien. 

Se. Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der galiziſchen Finanz-Landes⸗ 
direction Adolph Freiherrn von Jorkaſch-Koch das Commandeurkreuz des 
Leopold⸗Ordens verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Bozen Karl Strobele den 
Orden der eiſernen Krone dritter Klaſſe verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Miniſterial-Viceſecretär Friedrich Freiherrn von 
Trauttenberg eine ſyſtemiſirte Miniſterial-Seeretärsſtelle im Ackerbauminiſterium 
und dem Miniſterial-Viceſecretär Dr Victor Ritter von Meyer-Treufeld den 
Titel und Charakter eines Miniſterial-⸗Secretärs verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector des k. k. oberſten Rechnungs— 
hofes Johaun Thalhammer taxfrei den Titel und Charakter eines Regierungs- 
rathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberpoſteontrolor Johann Bartl in Wien 
taxfrei den Titel und Charakter eines Poſtrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dent Poſtofficial Alfred Zeithammer in Graz 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Poſtcontrolors 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben den Handelsmaun W. Bröndſtedt in St. Thomas 
(Weſtindien) zum unbeſoldeten Couſul daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finauzſecretäre Friedrich Gallina und 
Adolph Ehrendorfer zu Finanzräthen für den Bereich der Finanz-Landes⸗ 
direction in Prag ernannt. 

Der Meinifterpräfident hat den Statthaltereiſeeretär Karl Graf zum 
Bezirkshauptmann und den Bezirkscommiſſär Dr. Robert von Welſer zum 
Skatthaltereiſecretär in Oberöſterreich ernannt. 

Der k. und k. gemeinſame oberſte Rechnungshof hat eine bei demſelben 
erledigte Rechnungsrathsſtelle dem Rechnungsrathsadjuneten Joſeph von Chre— 
nöczy⸗Nagy verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Ingenieur bei der Poſt⸗Oekonomieverwaltung 
Karl Laukota und den Rechnungsrevidenten des Miniſterial⸗Rechnungsdepar⸗ 
tements Leopold Klatſcher zu Oberpoſtcontroloren in Wien ernannt. 


Erledigungen. 

Oberfinanzrathsſtelle bei der niederöſterreichiſchen Finanz⸗Landesdirection 
in der ſechsten Rangsclaſſe, bis 25. Juli. (Amtsbl. Nr. 141.) 

Finanzwach⸗Obercommiſſärsſtelle in der neunten, eventuell eine Finanz⸗ 
wach⸗Commiſſärsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Niederöſterreich, bis 25. Juli. 
(Amtsbl. Nr. 142.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei den politiſchen Behörden in 
neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Regierungs⸗Concipiſtenſtelle 
Rangsclaſſe, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 142.) 

Secundararztesſtelle der mediciniſchen Abtheilung im St. Johaunes⸗ 
Spitale zu Salzburg mit Adjutum von 600 fl. jährlich nebſt freier Wohnung, 
bis 18. Juli. (Amtsbl. Nr. 143.) 

Forſtaſſiſtentenſtelle im Bereiche der Forſt⸗ und Domänendirection Görz 
5 12 fl. Gehalt und geſetzlicher Activitätszulage, binnen 4 Wochen. Amtsbl. 

r. 144.) 


Schleſien in der 
in der zehnten 
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